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Marxer: «8 Prozent ist eine 
zu hohe Hürde, die grosse 
Parteien privilegiert»
Analyse Noch verläuft der Wahlkampf ruhig, die Parteien haben nun aber ihre Kandidaten 
und Kandidatinnen in Stellung gebracht. Wilfried Marxer, Forschungsleiter für Politik am 
Liechtenstein-Institut, hat für das «Volksblatt» einen näheren Blick darauf geworfen.

VON DANIELA FRITZ

«Volksblatt»: Die Coronapandemie 
stellt auch den Wahlkampf etwas in 
den Schatten. Wie nehmen Sie den 
bisherigen Wahlkampf wahr?
Wilfried Marxer: Die heisse Phase 
des Wahlkampfs kommt erst. Bisher 
standen vor allem die Nominationen 
im Vordergrund, von der inhaltli-
chen Arbeit an den Wahlprogram-
men ist bisher erst wenig in die Öf-
fentlichkeit gedrungen. Das war bei 
früheren Wahlen auch nicht viel an-
ders. Jetzt bleiben noch zwei Monate 
bis zum Wahltag, aber da fast alle 
brief lich wählen, muss die Wahl-
kommunikation deutlich vorher den 
Höhepunkt erreichen. Wir werden 
also in den kommenden Wochen 
Werbematerial der 
Parteien in den 
Briefkästen vorfin-
den, in denen Wahl-
programme und 
Kandidatinnen und 
Kandidaten vorge-
stellt werden. Auch 
in den Zeitungen werden die Land-
tagswahlen in den kommenden Wo-
chen präsent sein, ebenso bei Radio 
Liechtenstein und 1FLTV. Daran än-
dert die Coronapandemie wenig. 
Was hingegen grossteils wegfällt, 
sind grössere öffentliche Parteiver-
anstaltungen, Auftritte von Kandi-
datinnen und Kandidaten auf öffent-
lichen Plätzen und an Glühweinstän-
den und ähnliche Parteiaktivitäten.

Wer profitiert davon, dass die 
 Coronapandemie anderes über-
schattet? Welche Themen könnten 
bei der Wahl 2021 entscheidend sein?
Die Wählerinnen und Wähler sind 
nicht ausschliesslich auf die Corona-
pandemie fixiert, und bisher wurde 
das Coronathema kaum zur politi-
schen Profilierung in den Vorder-
grund gerückt. Daher werden wohl 
auch bei diesen Wahlen viele Sach-
fragen angeschnitten werden, etwa 
Verkehr, Umwelt, Klimaschutz, Ren-
tensicherung, Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, wirtschaftliche 
Entwicklung, coronabedingte Prob-
leme von Kulturbetrieben, Zukunft 
von Malbun, vielleicht auch Casinos 
und Weiteres. Die Parteien haben 
natürlich ein Interesse, dass The-
men, bei denen man sie für kompe-
tent erachtet, in der öffentlichen De-
batte eine Rolle spielen. 

Bisher standen die Parteien recht 
geschlossen hinter den Entschei-
dungen der Regierung – könnte sich 
das in Richtung Wahlkampf noch 
ändern?
Bei den Coronaentscheidungen hat 
es tatsächlich nur wenige Kontrover-
sen gegeben, die grundsätzliche Li-
nie der Regierung wird weitgehend 
akzeptiert. Vier Jahre Landtagstätig-
keit mit inzwischen drei Oppositi-
onsparteien und nicht immer ge-
schlossenem Auftreten von FBP und 
VU haben aber auch gezeigt, dass 
sich Parteien und Abgeordnete 
durchaus gegen Vorlagen der Regie-
rung aussprechen und dies häufig 
öffentlich begründen. Es liegt in der 
Natur von Wahlkämpfen, dass sich 
die einzelnen Parteien als jeweils 
beste Option und im Falle von Oppo-
sitionsparteien auch regierungskri-
tisch positionieren wollen. Das ist 

ebenso beim beginnenden Wahl-
kampf 2020/2021 zu erwarten. 

Oder stehen vielmehr die Persön-
lichkeiten statt Themen im Vorder-
grund? Welche Partei hätte dann 
die besten Chancen?
Persönlichkeiten spielen in den 
kleinräumigen Verhältnissen von 
Liechtenstein immer eine grosse 
Rolle. Obwohl viele aus Tradition 
immer die gleiche Partei wählen, 
schaut man sich die Kandidierenden 
doch genau an. Dies äussert sich et-
wa darin, dass rund zwei Drittel al-
ler Stimmzettel verändert werden, 
also Kandidatinnen oder Kandida-
ten gestrichen werden oder Perso-
nen von anderen Wahllisten dazuge-
schrieben werden. Neben den Perso-

nen, die für den 
Landtag kandidie-
ren, kann natürlich 
auch die Strahlkraft 
der für die Regie-
rung nominierten 
Personen den Aus-
schlag geben, die ei-

ne oder die andere Partei zu wählen. 
Aufgrund der etwas breiteren ideo-
logischen Auffächerung des Partei-
ensystems spielt allerdings auch zu-
nehmend das Programm einer Par-
tei eine wichtige Rolle. Bei Wahlum-
fragen stellen wir immer wieder 
fest, dass die FL vor allem wegen ih-
res Programms gewählt wird, FBP 
und VU stärker aus traditionellen 
Gründen. Bei DU und DpL stellen ei-
ne regierungskritische Haltung und 
pointierte Positionen starke Wahl-
motive dar. 

Nun stehen alle Kandidierenden 
fest: Ist die Bevölkerung Ihrer 
 Meinung nach gut abgebildet?
Na ja, die Abgeordneten werden 
zwar in einem demokratischen Pro-
zess und auf der Basis von fairen 
Wahlen bestimmt. Insofern ent-
spricht dann der gewählte Landtag 
dem Willen des Volkes. Aber in der 
Tat stellen die Abgeordneten nie ei-
nen repräsentativen Querschnitt der 
Bevölkerung dar. In der ablaufenden 
Mandatsperiode waren beispielswei-
se nur drei der 25 Abgeordneten 
weiblich, aber auch die Jungen und 
die Älteren sind krass unterreprä-
sentiert, das Gleiche gilt für tiefere 
Bildungsschichten oder Menschen 
mit Behinderungen, um nur ein paar 
Beispiele zu nennen. 

Besonderes Augenmerk wurde bei 
der Rekrutierung auf die Frauen ge-
legt. Schlussendlich entscheiden die 
Wählerinnen und Wähler: Rechnen 
Sie damit, dass sich der Frauen anteil 
im Parlament wesentlich erhöhen 
wird?
Wenn das Wahlverhalten der Wähle-
rinnen und Wähler ähnlich ist wie in 
der Vergangenheit, kann man nicht 
unbedingt mit einer wesentlichen 
Erhöhung des Frauenanteils rech-
nen. Frauen sind auf den Wahllisten 
nach wie vor deutlich unterreprä-
sentiert, knapp ein Drittel der Kan-
didierenden sind Frauen. Ausser-
dem kandidieren zwei der drei bis-
herigen weiblichen Abgeordneten 
nicht mehr. Man muss wissen, dass 
amtierende Abgeordnete, die erneut 
kandidieren, relativ gute Wieder-
wahlchancen haben. Umgekehrt 
aber kandidieren 15 der 22 männli-

chen Abgeordneten erneut. Sollten 
sie also bestätigt werden, wird es 
für neue Kandierende schon recht 
eng, und um die Plätze im Landtag 
kämpfen natürlich Frauen und Män-
ner. Aufgrund des schlechten Wahl-
abschneidens der Frauen 2017 und 
der anhaltenden Diskussionen über 
die Vertretung der Frauen in der Po-
litik werden Frauen diesmal viel-
leicht gezielter gewählt. Die Gemein-
dewahlen 2019 waren da ein Finger-
zeig: Mehr als 40 Prozent in den Ge-
meinderäten sind Frauen, und die 
Wahlchancen der Frauen waren aus-
nahmsweise sogar etwas besser als 
diejenigen der Männer.

DPL schickt mit 13 Männern und 
3 Frauen von allen Oppositions-
parteien die meisten Kandidaten ins 
Rennen. Sind denn die Erfolgs-
chancen besser, je mehr Kandidaten 
man hat? 
Nicht unbedingt. Den grössten Er-
fahrungswert mit mehr oder weni-
ger gut gefüllten Listen haben wir 
zur FL, die seit 1986 immer kandi-
diert hat, aber nie mit einer vollen 
Liste. Nur als Beispiel: 1986 trat die 
FL mit einer Liste an, die landesweit 
zu 73 Prozent gefüllt war, und er-
zielte 7,1 Prozent der Stimmen. 2017 
war die FL-Liste nur zu 32 Prozent 
gefüllt, das Wahlresultat lag aber bei 
12,6 Prozent. Andererseits konnte 
DU bei der ersten 
Wahl 2013 die Lis-
te mit 10 Kandi-
dierenden zu 40 
Prozent füllen, 
2017 mit 16 Kandi-
dierenden zu 64 
Prozent. Das Wahlergebnis verbes-
serte sich dabei von 15,3 auf 18,4 
Prozent. Viele Kandidierende auf 
der Liste zu haben, ist sicher kein 
Nachteil, weil man dadurch einen 
breiteren Kreis an Wählerinnen und 
Wählern erreicht. Es führt aber 
nicht automatisch zu einem grösse-
ren Wahlerfolg. 

Die FBP stellt erstmals eine Kandi-
datin für die Regierungsspitze auf. 
Was denken Sie, wird dies für viele – 
auch parteifremde – Wählerinnen 
und Wähler ein zusätzlicher Grund 
sein, für die Bürgerpartei zu stim-
men oder könnte dies gerade für 
konservativ eingestellte Wähler ein 
Hindernis darstellen?
Vermutlich ist bis zu einem gewis-
sen Grad beides der Fall. Aber man 
sollte den Effekt auch nicht über-
schätzen. Konservativen FBP-Wäh-
lerinnen und -Wählern dürften es 
schwerfallen, eine andere Partei als 
die angestammte zu wählen. Umge-
kehrt steht für die Wählerschaft von 
FL, DU oder DpL wohl die Unterstüt-
zung der jeweiligen Partei im Vor-
dergrund. Und angestammte Wähle-
rinnen und Wähler der VU sehen ja, 
dass ihre Partei ebenfalls zwei Frau-
en für die Regierung nominiert hat. 

Bei den Abstimmungen am 30. Au-
gust haben die Wähler gegen die Ja-
Parolen der Grossparteien ge-
stimmt. Was bedeutet das für die 
Wahlen?
In der Vergangenheit haben die 
Wählerinnen und Wähler zwischen 
Volksabstimmung und Landtags-
wahlen recht deutlich differenziert. 
Wenn eine Grosspartei mit ihrer Ab-

stimmungsempfehlung nicht durch-
gedrungen ist, hatte dies meist keine 
direkt damit zusammenhängenden 
Konsequenzen bei den Folgewahlen. 
Zudem beschlossen FBP und VU 
nicht selten die gleiche Abstim-
mungsparole. Bei den Abstimmun-

gen vom 30. Au-
gust stand vor al-
lem die S-Bahn-
Abstimmung im 
Mittelpunkt, und 
DU und DpL dran-
gen mit ihren 

Nein-Parolen durch. Ob sich das ent-
gegen bisheriger Erfahrungen in ei-
nen Wahlerfolg ummünzen lässt, 
bleibt abzuwarten. 

Inwiefern spielt die politische 
 Richtung der Familie noch bei der 
Wahlentscheidung mit?
In Liechtenstein bestehen nach wie 
vor recht stabile traditionelle und fa-
miliär geprägte Parteibindungen, 
auch wenn sich diese zunehmend lo-
ckern. Eine Aufweichtendenz sieht 
man nicht zuletzt an der Tatsache, 
dass ein Grossteil der Stimmzettel 
verändert wird. Der individualisier-
te Lebensstill und die Pluralisierung 
des Parteienspektrums hat dazu bei-
getragen, dass sich Leute von ihrer 
traditionellen Parteibindung lösen. 
Die Dominanz von FBP und VU war 
früher viel ausgeprägter. 1986 gin-
gen erst 7,1 Prozent aller Stimmen an 
eine andere Partei als die FBP oder 
die VU, nämlich 
an die FL. Sie 
scheiterte jedoch 
an der 8-Prozent-
Sperrklausel. Bei 
den Wahlen 2017 
gingen nur noch 
69 Prozent an 
FBP und VU, DU und FL erreichten 
zusammen 31 Prozent. Und 2021 
kandidieren erstmals in der liech-
tensteinischen Geschichte fünf Par-
teien zum Landtag.

Insbesondere DU und DpL sprechen 
aber ein ähnliches Wählersegment 
an. Wäre es nicht vernünftiger 
 gewesen, als gemeinsame Liste 
 anzutreten, um es eher über die 
Sperrklausel zu schaffen? 

Für Kleinparteien stellt natürlich die 
8-Prozent-Sperrklausel eine latente 
Gefahr dar. Wenn sich die DU-Stim-
men von 2017 bei den kommenden 
Wahlen gleichmässig auf DU und DpL 
verteilen würden, kämen beide auf 
9,2 Prozent, also noch etwas ober-
halb der Sperrklausel. Aber wir wis-
sen nicht, ob das Stimmenpotenzial 
gleich geblieben ist, gewachsen oder 
geschrumpft ist und wie es sich allen-
falls auf die beiden Parteien verteilt. 
Eine gemeinsame DU/DpL-Liste hätte 
sicher die Gefahr minimiert, an der 
Sperrklausel zu scheitern. Aber es 
wäre damit natürlich die Gefahr ver-
bunden gewesen, dass am Ende nur 
Kandidierende der einen Partei ge-
wählt worden wären. Eine gemeinsa-
me Liste zweier Parteien, um dann 
festzustellen, dass die Kandidaten/ 
-innen der anderen Partei obenauf 
schwingen, ist natürlich nicht attrak-
tiv. Und nach den Querelen, die zur 
Spaltung geführt haben, wäre es ja 
auch eine Überraschung gewesen, 
wenn sie auf einer gemeinsamen Lis-
te kandidiert hätten.

Es könnte nach der Wahl also erneut 
zu Diskussionen führen, ob die 
Sperrklausel abgeschafft werden 
sollte. Wie sehen Sie das, ist sie noch 
zeitgemäss? Oder sollte die Hürde 
zumindest etwas niedriger ange-
setzt werden?
Sperrklauseln sind in der einen oder 
anderen Form in den meisten Wahl-

systemen von de-
mokratisch orga-
nisierten Staaten 
vorhanden. Mit ei-
ner Sperrklausel 
von acht Prozent 
bewegt sich Liech-
tenstein aber aus-

serhalb des üblichen Rahmens. Die 
hohe Sperrklausel wird mit der da-
mit einhergehenden Stabilität des 
politischen Systems und der Verhin-
derung einer Zersplitterung der Par-
teienlandschaft begründet. Meiner 
Ansicht nach ist 8 Prozent aber eine 
zu hohe Hürde, die die grossen Par-
teien privilegiert. Einer Partei, die 
knapp acht Prozent aller Stimmen 
erreicht, den Einzug ins Parlament 
zu verwehren, erachte ich als unfair, 

«Viele Kandidierende auf 
der Liste zu haben, führt 

nicht automatisch zu einem 
grösseren Wahlerfolg.»

«Persönlichkeiten spielen 
in den kleinräumigen 

Verhältnissen von 
Liechtenstein immer
eine grosse Rolle.»

«Einer Partei, die knapp 
acht Prozent aller Stimmen 

erreicht, den Einzug zu 
verwehren, erachte ich als 

unfair und undemokratisch.»

Wilfried Marxer (Liechtenstein-Institut) glaubt nicht, dass die Entscheidung 
der FBP, eine Frau als Regierungschefi n aufzustellen, einen allzu grossen – 
positiven oder negativen – Eff ekt haben wird. (Archivfoto: Michael Zanghellini)

 �|�MITTWOCH
2. DEZEMBER 2020�|�7  

Fünf für DU: «Wir 
halten den Kopf hin»
Nominiert Fünf selbststän-
dige Unternehmer haben sich 
entschieden, bei den Land-
tagswahlen für Die Unabhän-
gigen (DU) zu kandidieren. Sie 
wollen weiterhin «gegen das 
Establishment auftreten» und 
dem Volk eine Stimme geben.

VON HERIBERT BECK

«Ich bin stolz, dass diese fünf Her-
ren für Die Unabhängigen kandidie-
ren. Sie sind wirklich durch und 
durch unabhängig», sagte der Par-
teivorsitzende Harry Quaderer bei 
der Vorstellung von Ado Vogt, Pio 
Schurti, Gregor Ott, Caspar Hoop 
und Adi Wohlwend. Gerne hätte 
Harry Quaderer auch noch die eine 
oder andere weibliche Unabhängige 
für die DU-Liste präsentiert. «Leider 
haben wir nur Absagen erhalten. 
Man sieht aber auch bei den Gross-
parteien, wie schwierig die Kandida-
tensuche inzwischen ist.»

«DU wird fortbestehen»
Mit Ado Vogt, stellvertretender Abge-
ordneter seit 2017, und Pio Schurti, 
ordentlicher Abgeordneter von 2013 

bis 2017, enthält die DU-Liste zwei 
Kandidaten mit Landtagserfahrung. 
Aber auch die drei anderen sind poli-
tisch keine unbeschriebenen Blätter. 
Kommissionserfahrung und die Her-
kunft aus politischen Familien haben 
sie alle gemein. Adi Wohlwend war 
ausserdem Mitglied des Schellenber-
ger Gemeinderats. «Über das Partei-
enspektrum gesehen, kommen wohl 
die meisten Kandidaten im Vergleich 
zur Einwohnerzahl aus Schellenberg. 
Daher kamen wir nicht darum her-
um, auch einen Schellenberger zu 
nominierten», sagte Harry Quaderer 
mit einem Schmunzeln auf den Lip-
pen. «Doch ganz im Ernst: Auch Adi 
wird seine Spuren in der Politik hin-
terlassen.»
Obwohl der Vorsitzende gerne auch 
noch ein oder zwei Männer mehr als 
Kandidaten präsentiert hätte, zeigte 
er sich zufrieden mit dem Ergebnis 
der Nomination. «Die Unabhängigen 
werden nach dem 7. Februar weiter-
hin Bestand haben – angesichts un-
serer Kandidaten auch im Landtag», 
sagte Harry Quaderer. 
Der Parteigründer Quaderer selbst 
tritt nach 16 Jahren im Parlament 
nicht mehr an, hat den Vorsitz aber 
noch bis zu den Wahlen inne. «Da-
nach werden die Karten neu ge-
mischt und der fünfköpfige Vor-

stand neu besetzt. Ende Februar 
wissen wir, wie er aussehen wird.»

Von Nein- und Jasagern
Ein klassisches Wahlprogramm ha-
ben Die Unabhängigen nicht. «Es gibt 
aber natürlich Punkte, die uns allen 
wichtig sind und solche, für die sich 
der Einzelne mehr interessiert als an-
dere. Bei mir sind es beispielsweise 
unter anderem die Familien- und Bil-
dungspolitik», sagte Pio Schurti im 
Gespräch. Ado Vogt verwies auf die 
Bedeutung der Vetopolitik Der Unab-
hängigen. «Wir haben in wichtigen 
Fragen wie der Tour de Ski, beim Spi-
talneubau und bei der geplanten 
 S-Bahn stets den Kopf hingehalten, 
das Referendum ergriffen oder ange-
kündigt – und das Volk hat uns meis-

tens recht gegeben. Liechtenstein 
braucht eine politische Kraft, die in 
Sachfragen gegen das Establishment 
auftritt.» Pio Schurti ergänzte: «Es 
gehört zur direkten Demokratie, dem 
Volk die Möglichkeit zur Entschei-
dung zu geben.»
Eine Partei der Neinsager seien die 
Unabhängigen aber nicht. Ado Vogt: 
«Im Landtag sagen wir zu 80 Prozent 
ja zu den Vorlagen der Regierung. Es 
ist aber nicht so spannend, darüber 
zu berichten. Ich habe jedoch auch 
mit dem Label des Neinsagers kein 
Problem. Sonst könnte ich nicht in 
der Opposition politisieren. Diejeni-
gen, die das Argument vorbringen, 
sind daher im Umkehrschluss aber 
Jasager. Und unreflektiertes Jasagen 
kostet oft einen Haufen Geld.»

Wollen für die DU in den Landtag: Caspar Hoop, Adi Wohlwend, 
Gregor Ott, Ado Vogt und Pio Schurti. (Foto: Michael Zanghellini)

16 für DpL: «Mit den Grossen mithalten»
Geschlossen Die DpL zieht mit drei Frauen und 13 Männern in den Wahlkampf. Zur Nominationsveranstaltung waren die 
Medien eigentlich nicht eingeladen, dennoch liess sich die per Videokonferenz abgehaltene Versammlung mitverfolgen.

VON DAVID SELE

Im Sommer 2018 hatten die DU-Abge-
ordneten Thomas Rehak, Erich Has-
ler und Herbert Elkuch sich im Streit 
von der DU abgespalten und ihre ei-
gene Partei gegründet. Nun treten 
die «Demokraten pro Liechtenstein» 
(DPL) erstmals bei den Landtagswah-
len an, und das direkt mit 16 Kandi-
daten – drei Frauen, 13 Männer. Das 
teilte die Partei am Montag per Pres-
seaussendung mit. Die Informatio-
nen über die Kandidaten beschränk-
ten sich auf Name, Wohnort, Alter 
und Beruf. Zur Nominationsveran-
staltung hatte die DPL die Öffentlich-
keit nicht eingeladen, die Medien 
wolle man nicht dabei haben, hatte 
Parteipräsident Rehak am Samstag 
bereits im «Vaterland» erklärt. Ihre 
Beweggründe für die Kandidatur leg-
ten die Landtagsanwärter der DPL 
demnach dem engsten Parteikreis on-
line in einer Videokonferenz dar. Der 
Link zur Teilnahme liess sich jedoch 
auf der Webseite der DPL finden.

Charlie Chaplin
Der Komiker Charlie Chaplin hätte 
ein DPL-Kandidat sein können, führ-
te Parteipräsident Thomas Rehak mit 
einem Augenzwinkern in die Nomi-
nation ein. Chaplin sei «mangelnde 
Verfassungstreue» vorgeworfen wor-
den und wie die DPL habe er «die 
herrschende Gesellschaftsordnung 
hinterfragt». Naturgemäss konnte 
der längst verstorbene Chaplin nicht 
zur Kandidatur bewogen werden. Je-
doch hatte die DPL auch ohne ihn Er-
folg bei der Kandidatensuche: 8 im 
Oberland und 8 im Unterland. Im Un-
terland, so führte Rehak aus, hätten 
es sogar 10 Kandidaten – und damit 
eine volle Liste – werden können. Al-
lerdings sei eine Kandidatur aus ge-
sundheitlichen Gründen wieder ab-
gesagt worden. Ein weiterer Bewer-
ber sei wieder abgesprungen. «Wir 
sind froh darüber, denn er hätte 
überhaupt nicht zu uns gepasst», 
fand Rehak deutliche Worte. «Wir ha-
ben alles, was es braucht, um mit den 
Grossen mitzuhalten. Jetzt liegt es an 

uns, das auch nach aussen zu verkau-
fen», sagte DPL-Vizepräsident Simon 
Schächle später. 

Früchte der S-Bahn
Die Vorstellung der Kandidaten zeig-
te, dass die DPL bei der Rekrutie-
rung bereits Früchte aus ihrem En-
gagement gegen die S-Bahn ernten 
konnte. Schliesslich war sie neben 
der Partei DU die einzige Organisati-
on, die im Abstimmungskampf für 
ein «Nein» geworben hatte.
Wie Präsident Rehak verriet, hat 
sich zum Beispiel der Vaduzer Kan-
didat Bruno Foser im Nein-Komitee 
engagiert. Dort habe man sich ge-
genseitig «kennen und schätzen ge-
lernt». Die Schaanerin Herta Kauf-
mann hingegen hatte Leserbriefe ge-

gen die S-Bahn geschrieben und war 
daraufhin von der DPL für eine Kan-
didatur angefragt worden. Ebenfalls 
auf der DPL-Liste findet sich Norbert 
Obermayr aus Mauren. Er war in der 
S-Bahn-Diskussion als Experte des 
Nein-Lagers aufgetreten. Bei seiner 
Nominationsrede machte Obermayr 
nochmals seinem Unmut Luft, dass 
die Regierung sein Angebot, ein Mo-
bilitätskonzept zu entwickeln, nicht 
angenommen hatte. Und: «Die Print-
medien haben eine Mediendiktatur 
errichtet, die seinesgleichen sucht», 
polterte Obermayr.

Verdruss und Zukunftsängste
Der grosse gemeinsame Nenner aller 
Kandidaten ist die Unzufriedenheit 
mit der Politik der Grossparteien. 

«Ich wähle nicht VU und FBP, weil 
ich keinen Gendefekt habe. Sondern 
ich bin einfach unzufrieden, was bei 
uns im Land abgeht. Nicht zufrieden 
mit der Post, nicht zufrieden mit der 
Regierung», sagte René Pawlitzek 
aus Balzers. «Der Politikstil stört 
mich, die Manipulation. Das ist nicht 
mehr mein Land», führte Herta 
Kaufmann aus. Das Geld werde zu 
locker ausgegeben, man müsse mehr 
sparen, so Alex Meier. Die DPL hin-
gegen wird von ihren Kandidaten als 
«bodenständig, bürgernah und ehr-
lich» wahrgenommen. «DPL macht 
Rebel-Politik, nicht Kaviar-Politik», 
umschreibt es Pascal Ospelt.
Doch es geht auch um Handfestes: 
Familienvater Johannes Ilic moniert, 
dass das Überleben für eine Familie 
mit nur einem Lohn immer schwie-
riger werde. «Ich frage mich, warum 
sich das so entwickelt hat. Ich frage 
mich, wie die Zukunft unserer Kin-
der aussieht, wenn das so weiter-
geht.» Der Fotograf Roland Rick lei-
det unter der Coronakrise. Seit März 
lebe er von seinen Reserven. Sein 
Unterstützungsantrag sei abgelehnt 
worden. «Der Staat lässt einem ein-
fach hängen, und für alles andere 
werden Millionen verpufft», so Rick.

Corona ausgeklammert
Das Thema Corona wurde an der No-
minationsversammlung ansonsten 
aber ausgeklammert. Das über-
rascht, da auch DPL-Mitglied und 
Coronakritiker Ulrich Hoch zuge-
schalten war. Er äusserte sich nicht. 
Auch die Kandidatin Agnes Dentsch, 
die sich an den Coronademos in Va-
duz beteiligt, bezog keine Stellung 
zur Pandemie. Genauso der Kandi-
dat Philipp Foser. Er war im Früh-
jahr Mitgründer der Plattform «Co-
rona Hilfe Liechtenstein» auf Face-
book. Damals rief er dazu auf, zu 
Hause zu bleiben, sich zu schützen 
und teilte sogar Faktenchecks öf-
fentlich-rechtlicher Fernsehsender. 
Das änderte sich über den Sommer. 
Mittlerweile verbreitet Foser gängi-
ge Verschwörungstheorien rund um 
Corona oder die US-Wahl.
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undemokratisch und dem Prinzip 
der politischen Repräsentation der 
Bevölkerung im Landtag widerspre-
chend. Bei der geringen Mandats-
zahl in den beiden Wahlkreisen be-
steht ohnehin eine hohe natürliche 
Hürde, um überhaupt ein Grund- 
oder Restmandat zu erobern.

Die Veränderung in der politischen 
Landschaft stellt auch zunehmend 
etwas anderes infrage, das jahr-
zehntelang als gegeben betrachtet 
wurde: die grosse Koalition. 
 Rechnen Sie 2021 wieder mit 
Schwarz-Rot oder Rot-Schwarz?
Ja, damit rechne ich. Einerseits ist 
die ideologische Schnittmenge zwi-
schen diesen beiden Parteien nach 
wie vor sehr gross, auch grösser als 
mit den anderen Parteien. Die Bevöl-
kerung wünscht ebenfalls, dass bei-
de Parteien in der Regierung vertre-
ten sind, mitunter auch noch weite-
re Parteien. Ferner sind die beiden 
Grossparteien 1997 bis 2001 und 
2001 bis 2005 abwechselnd in die 
Opposition gegangen. Das hat ihnen 
demonstriert, dass es politisch ziel-
führender ist, in der Regierung mit-
zuwirken. Es ist also nicht davon 
auszugehen, dass eine der beiden 
Grossparteien von sich aus in die 
Opposition gehen wird. Die anderen 
Parteien haben bisher zudem noch 
keine Personen für ein Regierungs-
amt vorgeschlagen. Wenn sich dra-
matische Machtverschiebungen zwi-
schen den fünf Parteien ergeben, 
wird die Sache möglicherweise von 
allen Akteuren neu bewertet. Grosse 
politische Erdbeben blieben aber in 
Liechtenstein bisher meistens aus. 
Seit 1986 betrafen die stärksten Ver-
änderung in Prozentpunkten die 
erste Kandidatur von DU 2013 (auf 
Anhieb 15,3 Prozent), begleitet von 
einem Verlust der VU (–14,1 Prozent-
punkte). Bei der FBP gab es die 
grösste Differenz zwischen zwei 
Wahlen im Jahr 2001, als sie gegen-
über den Wahlen von 1997 einen Zu-
gewinn von 10,7 Prozentpunkten er-
zielte. Mal schauen, wie es bei den 
Landtagswahlen vom 7. Februar 
2021 aussehen wird.

Das Interview wurde schriftlich geführt.


